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Geliebtes Feindbild Eigenmietwert
Neuer Anlauf zur Abschaffung eines alten politischen Ärgernisses

In der Schweizer Steuerpolitik
gehört es zum guten Ton, die
Abschaffung des Eigenmietwerts
zu fordern. Doch eine bessere
und mehrheitsfähige Alternative
hat noch keiner gefunden.

HANSUELI SCHÖCHLI

Das ist nicht leicht zu erklären. Wie
kann es nur sein, dass etwa 1,5 Mio.
Steuerpflichtige in der Schweiz jährlich
einen hohen Betrag als Einkommen
deklarieren müssen, obwohl sie davon
direkt nie einen Rappen sehen? Die
Rede ist vom Eigenmietwert, der zu den
beliebtesten Feindbildern in der Steuer-
politik zählt. Es klingt in der Tat kurios,
dass Wohneigentümer den theoreti-
schen Mietwert ihrer selbstbewohnten
Immobilie versteuern müssen. Seit über
zwanzig Jahren gehört deshalb die For-
derung nach der Abschaffung des
Eigenmietwerts zum Inventar der steu-
erpolitischenDebatte. Bundesrat, Parla-
ment, Volksinitiativen: Die Abschaf-
fungsdiskussion erfasste schon viele
Ebenen, doch bisher hat sich kein Vor-
schlag für einen Systemwechsel als
mehrheitsfähig entpuppt.

Den Fünfer und ein Weggli-Teil

Der Hauseigentümerverband unter-
nimmt nun einen neuen Anlauf. Diesen
Donnerstag deponiert er im Bundes-
haus eine Petition. Laut der Petition ist
«die finanzielle Benachteiligung der
Wohneigentümer gegenüber den Mie-
tern zu beseitigen». Dies soll geschehen
durch die Abschaffung des Eigenmiet-
werts oder durch ein Wahlrecht – wo-
nach der Steuerpflichtige den Verzicht
auf die Besteuerung des Eigenmietwerts
mit einer Reduktion der Abzüge erkau-
fen könnte.

DerVorschlag desWahlrechts ist ver-
ankert in einer Motion des Zürcher
SVP-Nationalrats Hans Egloff, Präsi-
dent des Hauseigentümerverbands. Der
Nationalrat hatte diese Motion 2014
knapp angenommen, die Wirtschafts-
kommission des Ständerats wird sich

voraussichtlich an ihrer nächsten Sit-
zung im Januar damit befassen. Egloffs
Motion illustriert einen der Gründe,
weshalb der Eigenmietwert bis heute
überlebt hat: Die Hauseigentümer wol-
len den Fünfer und einen Teil desWegg-
lis – sie wollen den Eigenmietwert ab-
schaffen, aber nicht auf alle damit ver-
bundenen Abzüge verzichten. Das ist
aus Sicht der Steuerlogik nicht zu recht-
fertigen.

Der Eigenmietwert ist überdies bes-
ser als sein Ruf. Im Kern setzt das Kon-
strukt das verfassungsrechtlich veran-
kerte Prinzip der Besteuerung nach
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit um:
Wer besser dasteht, zahlt mehr Steuern.
Das Prinzip ist illustriert mit dem Ver-
gleich von zwei Familien, die finanziell

genau gleich dastehen, mit einer Aus-
nahme: Eine Familie wohnt im eigenen
Haus, die andere zahlt 25 000 Fr. Miete
pro Jahr. Hier wird schnell offenkundig,
dass die Mieter bei sonst gleichen Ver-
hältnissen wirtschaftlich weniger leis-
tungsfähig sind und deshalb auch steuer-
lich günstiger davonkommen sollten.

Gleichbehandlung angestrebt

Der Eigenmietwert ist aus Steuersicht
eineArt «Naturaleinkommen». ImPrin-
zip ermöglicht er in Kombination mit
Abzügen für Schuldzinsen und Unter-
haltskosten die steuerliche Gleichbe-
handlung von Eigentümern und Mie-
tern ebenso wie die Gleichbehandlung
vonEigentümernmit unterschiedlichem

Verschuldungsgrad. Bei Abschaffung
des Eigenmietwerts liesse sich die
Gleichbehandlung Wohneigentümer/
Mieter mit einem Mietzinsabzug wie-
derherstellen; dies würde aber die Steu-
erbasis massiv schmälern und wäre wohl
nur mit einer deutlichen Erhöhung der
Steuersätze zu kompensieren. Das wi-
derspräche diametral einer goldenen
Regel der Steuerpolitik: breite Steuer-
basis, tiefe Sätze.

Aus solchen Gründen haben seit den
1990er Jahren Expertenberichte wieder-
holt Skepsis gegenüber diskutierten Sys-
temwechseln dokumentiert. Der jüngste
Bericht (Januar 2016) stammt von einer
Arbeitsgruppe der Bundesverwaltung.
Die Gruppe empfahl aus Sicht der wirt-
schaftlichen Effizienz gar einen Ausbau

des Eigenmietwerts. Laut dem effizien-
testen Modell sollte der Eigenmietwert
dem vollen Marktmietwert entsprechen
– und nicht nur 60%bis 80%, wie es Pra-
xis ist. Überdies wären gemäss dem
Modell die Pauschale für den Unter-
haltsabzug sowie der Abzug für energie-
sparende Investitionen abzuschaffen.
Zudem wäre eine Kapitalgewinnsteuer
einzuführen. Die Kapitalgewinnsteuer
hat ihre eigenen Probleme, würde aber
Fehlanreize zur Verschuldung dämpfen;
der Fehlanreiz zu Investitionen mit
Schulden entsteht aus der Kombination
des Schuldzinsabzugs mit der Steuer-
befreiung von Kapitalgewinnen.

Der besagte Verwaltungsbericht
räumt ein, dass das dargelegte Reform-
modell politisch kaum Chancen hat. Als
Alternativen zur Reduktion der Ver-
schuldungsanreize offeriert der Bericht
eine Senkung des Schuldzinsabzugs mit
Beibehaltung des Eigenmietwerts oder
den konsequenten Systemwechsel – mit
Abschaffung des Eigenmietwerts, des
Unterhaltsabzugs und der Schuldzinsen
betreffend selbstbewohnte Liegen-
schaft. Doch die Chancen einer solchen
Reform erscheinen ebenfalls gering.

Worum es wirklich geht

Wer den Eigenmietwert abschaffen will,
einen konsequenten Systemwechsel
aber ablehnt, sagt indirekt klar, worum
es geht: um zusätzliche Privilegien für
die Wohneigentümer zulasten aller an-
deren. So läuft auch die Petition des
Hauseigentümerverbandes unter einer
falschen Prämisse: Die Wohneigentü-
mer sind steuerlich gegenüber den Mie-
tern nicht etwa benachteiligt, sondern
bevorteilt. Die Privilegien der Wohn-
eigentümer machen laut einer Schät-
zung der Steuerverwaltung (ESTV) mit
Daten für 2010 allein bei der direkten
Bundessteuer jährlich etwa 1 Mrd. Fr.
aus. Mit der Motion Egloff kämen laut
ESTV nochmals 500 Mio. bis 600 Mio.
Fr. hinzu. Beim heutigen Tiefzinsniveau
wären die Zahlen wegen geringerer
Schuldzinsabzüge kleiner als für das
Jahr 2010 errechnet; doch für die lange
Frist ist das heutige Zinsniveau kaum
repräsentativ.

Freiwillige Massnahmen statt Frauenquoten
Der Arbeitgeberverband regt einen Verhaltenskodex für Personalberatungsfirmen an

Der Arbeitgeberverband geht in
die Offensive. Keiner der
grösseren Konzerne in der
Schweiz soll in Zukunft einen
rein männlich besetzten
Verwaltungsrat mehr aufweisen.

NICOLE RÜTTI

«Mehr Frauen in Verwaltungsräten»,
lautet ein vor nicht allzu langer Zeit lan-
ciertes neues Ziel des Schweizerischen
Arbeitgeberverbandes. So hat er im ver-
gangenen Jahr eine Publikation mit 400
qualifizierten Frauen für Schweizer Ver-
waltungsräte präsentiert. Nun startet er
nicht zuletzt unter demDruck, dass eine
Frauenquote verordnet werden könnte,
sekundiert von verschiedenen Persön-
lichkeiten aus der Wirtschaft ein nächs-
tes Projekt. Es handelt sich um einen
Verhaltenskodex für Firmen, die in der
Rekrutierung von Führungskräften tätig
sind. Keiner der gewichtigsten hiesigen
Konzerne soll in Zukunft einen rein
männlich besetzten Verwaltungsrat
mehr aufweisen, heisst die Zielvorgabe.

Dass noch grössere Überzeugungs-
arbeit nötig sein wird, zeigen die Statis-
tiken: Unter den Verwaltungsräten der
150 grössten Unternehmen sind heute
noch 50 reine Männergremien – obwohl
der überarbeitete «Swiss Code of Best
Practice» festschreibt, dass dem Verwal-
tungsrat weibliche und männliche Mit-
glieder angehören sollen.

Unternehmen mit mehr als fünf Ver-
waltungsräten sollen künftig mindestens
zwei Frauen umfassen. Anvisiert werde
dadurch eine deutliche Steigerung des
weiblichen Anteils, wobei der Arbeit-
geberverband keine fixe Zahl anstrebt.
Hans Hess, Swissmem- und VR-Präsi-
dent vonComet undReichle&De-Mas-
sari, machte an einer Medienveranstal-
tung des Arbeitgeberverbandes aber
klar, was etwa unter dem Begriff «deut-
lich» zu verstehen sei – nämlich, dass
künftig 25%bis 30%der vakantenMan-
date pro Jahr mit Frauen besetzt wer-
den. 2015 lag diese Quote bei knapp
einem Viertel. Erreichen will man diese
Vorgaben bis zum 7. Februar 2021, dem
Tag, an dem sich die Einführung des
Frauenstimmrechts zum 50. Mal jähren
wird. Ansetzen möchte der Arbeit-

geberverband bei den Personalbera-
tungsunternehmen. Sie sollen in Zu-
kunft «nach Möglichkeit mindestens
eine Frau für ein persönliches Bewer-
bungsgespräch empfehlen» und diese
bei Bedarf beimBewerbungsprozess ge-
zielt unterstützen. In dieser Vermittler-
rolle könnten die Personalberater einen
wichtigen Beitrag leisten, erklärte Mo-
nika Ribar, VR-Präsidentin der SBB.
Dass Frauen auf vielen Kandidaten-Lis-
ten von Executive-Search-Firmen nach
wie vor fehlen, lässt allerdings tief bli-
cken. Auch hierbei dürfte noch ein gutes
Stück Arbeit bevorstehen: Laut Arbeit-
geberpräsident Valentin Vogt hat sich
bis anhin gerade einmal eine Handvoll
Personalberater von der Aktion über-
zeugen lassen – wobei die Kampagne
eben erst gestartet wurde: Dazu zählen
Korn Ferry, Get Diversity, Guido Schil-
ling und Bjørn Johansson.

Auch Firmen mit zu geringer Anzahl
Frauen im VR werde man angehen und
motivieren, erklärte der ehemaligeRaiff-
eisen-Chef Pierin Vincenz. Selbstkritisch
räumte er ein, dass dies nicht einfach
werde – auch nicht bei der jungen Infor-
matikfirma Leonteq, der er (nebst Hel-

vetia) als Verwaltungsratspräsident vor-
steht. Der Vorstoss des Arbeitgeberver-
bandes soll auch dazu beitragen, den
Frauenanteil in operativen Führungs-
funktionen zu erhöhen. Konkrete Pläne
hegt man hierbei allerdings nicht, ob-
schon die Bilanz in den Geschäftsleitun-
gen mit einem Frauenanteil von 6%
mager ausfällt (VR-Vertretung: 16%).

Hess verwies an der Medienveran-
staltung auf die erfolgreichere Zusam-
menarbeit innerhalb heterogener Teams
sowie auf die zunehmende Verknap-
pung des Arbeitskräfteangebots: Wer
das nicht erkannt habe, werde früher
oder später zu den Verlierern gehören,
zeigte er sich überzeugt. Dezidiert spra-
chen sich die an der Aktion beteiligten
Unternehmensvertreter sowie der Ar-
beitgeberverband aber gegen staatlich
verordnete Quoten aus. Der Staat solle
sich darauf konzentrieren, die richtigen
Rahmenbedingungen zu setzen – bei-
spielsweise mit der Anpassung des
Steuersystems, das Zweitverdiener be-
nachteiligt. Im Gegenzug habe er sich
aber von der Personalpolitik der Unter-
nehmen fernzuhalten, wenn die Wirt-
schaft selber aktiv werde, erklärte Vogt.

Die Besteuerung von selbst genutztem Wohneigentum sorgt in der Schweiz immer wieder für politische Kontroversen. K. HOFER / NZZ
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